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Altersteilzeit fix 
vereinbart

Mobiles Arbeiten 
kommt

Umstieg ins neue 
Dienstrecht 
geregelt

Wien
startet durch!
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Christian Meidlinger
Vorsitzender 
der younion
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Am 25. Juni hat der Wiener Land-
tag ein neues Dienstrechtspaket 

beschlossen. Für unsere Gewerkschaft 
und die ArbeitnehmerInnen der Stadt 
Wien ist das ein kaum zu überschät-
zender Erfolg. Elementare Forderun-
gen unserer Landeskonferenz werden 
umgesetzt. Mit dieser Sondernummer 
wollen wir einen Überblick über die 
weitreichenden positiven Änderun-
gen dieses Fairnesspaketes bieten. 

Mobiles Arbeiten wird umgesetzt
Mobiles Arbeiten ist für viele Be-
dienstete eine mittlerweile sehr at-
traktive Form, den Arbeitsalltag zu 
bewältigen. Die Erfahrungen aus dem 
Pilotprojekt NAWI und dem Homeof-
fice während der Covid-19-Pandemie 
konnten in ein gutes Rahmenrecht zu-
sammengefasst werden. 
Die IKT-Ausstattung ist grundsätzlich 
von der Dienstgeberin bereitzustellen 
und als Arbeitszeit gilt der jeweils gül-
tige Dienstplan, der in den Dienststel-
len zur Anwendung kommt. Wichtig 
war uns hier – und das konnten wir 
erreichen – der Versicherungsschutz 
bei Dienstunfällen.

Durchbruch bei Altersteilzeit
Wir haben die Anwendung der Al-
tersteilzeit (in der Teilzeitform) für 
Vertragsbedienstete und BeamtInnen 
erreicht. Für Vertragsbedienstete und 
BeamtInnen gelten die gleichen Spiel-
regeln. 
Wichtig ist, dass es bei Anwendung 
der Altersteilzeit zu keinen sozial-
versicherungsrechtlichen Einbu-
ßen (z.  B. Pension bzw. Ruhege-
nuss) kommt. Da in den nächsten 
Jahren 40 Prozent der Bedienste-
ten in den Ruhestand treten wer-
den, kann mit dem Modell „Alters- 
teilzeit“ auch der wichtige Wissens- 
transfer leichter gestemmt werden.

Umstieg und Vordienstzeiten
Bereits zu Jahresende 2019 hat der 
Wiener Landtag eine rechtskonforme 
Umsetzung der Vordienstzeitenan-
rechnung beschlossen. Diese Umset-
zung war Basis für Verhandlungen 
über einen Umstieg von der DO bzw. 
VBO in das neue Wiener Bedienste-
tengesetz. Für uns im Vordergrund 
standen dabei die Freiwilligkeit (kein 
Zwangsumstieg), die dauerhafte Mög-
lichkeit eines einmaligen Umstiegs 
(passen die Rahmenbedingungen, ist 
der Umstieg auch in fünf Jahren mög-
lich) und eine faire Regelung der zeit-
abhängigen Rechte. 
All diese Punkte können wir als posi-
tiv erledigt abhaken.

Entscheidungshilfe vor Umstieg
Die Dienstgeberin muss vor einem 
Umstieg die entsprechenden Vor-
aussetzungen prüfen, die Vordienst-
zeitenanrechnung durchführen und 
den betroffenen MitarbeiterInnen die 
Rechte und Pflichten aus diesem Um-
stieg schriftlich darstellen. 
In jedem der Systeme gibt es Vor- aber 
auch Nachteile. Daher ist ein Umstieg 
eine sehr individuelle Angelegenheit, 
bei der jede/r Einzelne die Risiken für 
sich abschätzen muss.

Bessere medizinische Betreuung
Verbesserungen gibt es auch im Be-
reich der arbeitsmedizinischen Be-
treuung. Durch eine Neugestaltung 
werden in Zukunft die Bediensteten 
des Magistrats durch das Gesund-
heitsvorsorgezentrum der Hera be-
treut. Die Betreuung der Bediensteten 
des Wiener Gesundheitsverbundes 
übernimmt dieser nun selbst. 
Damit erreichen wir eine Verbesse-
rung der Einsatzzeiten und zusätzlich  
der operativen Unterstützung der Be-
diensteten.

Vorbildliche Sozialpartnerschaft
Mein besonderer Dank gilt unserem 
Bürgermeister Dr. Michael Ludwig 
und unserem Personalstadtrat Jürgen 
Czernohorszky. Ohne deren Zutun 
und unserer gelebten Sozialpartner-
schaft wäre dieser Meilenstein nicht 
zustande gekommen.
Aber auch MA 2 und Personaldirekti-
on haben in den vergangenen Mona-
ten Großartiges geleistet. Wir wollen 
uns in dieser Sondernummer bei ih-
ren MitarbeiterInnen bedanken und 
sie vor den Vorhang bitten. Sie haben 
in dieser schwierigen Covid-19-Zeit 
manchmal fast stündlich neue Geset-
ze oder Verordnungen zu verhandeln 
bzw. zu veranlassen gehabt. Regelun-
gen zum Homeoffice, zur Kinderbe-
treuung, für gefährdete Personen-
gruppen, zur Kreuzkontamination 
und noch vieles mehr wurden unbü-
rokratisch geschaffen. Stellvertretend 
wollen wir uns hier bei Mag.a Sabine 
Rath und OARin Martina Feurer be-
danken, die nahezu Tag und Nacht für 
uns erreichbar waren. Und gleichzei-
tig konnten wir in diesen schwierigen 
Phasen auch noch die Dienstrechts-
verhandlungen führen.

Lesen Sie sich dieses Fairnesspaket in 
Ruhe durch, für viele Bedienstete er-
geben sich damit in Zukunft Chancen, 
die es zu nützen gilt. 

Ihr

Christian Meidlinger

Mobile Arbeit, Altersteilzeit, Umstieg

Mit Reformpaket gelingt 
uns ein großer Wurf!
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Mobiles Arbeiten:
Weil Vertrauen funktioniert
In Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft hat die Stadt Wien jetzt die Bedingungen 

festgelegt: Mobiles Arbeiten kommt. Viele ArbeitnehmerInnen profitieren davon. 
Sie haben während der Coronakrise gezeigt, wie es geht.

Krise als Chance: 
Heimarbeit war in 
Zeiten des Corona 
virus plötzlich keine 
theoretische Möglich-
keit mehr, sondern in 
vielen Bereichen das 
Gebot der Stunde. 
Vorurteile wurden 
widerlegt, Bedenken 
ausgeräumt. 

Viele KollegInnen haben während 
der Corona-Maßnahmen von Zu-

hause aus weiter gearbeitet und den 
Dienstbetrieb aufrechtgehalten. Lap-
top, Internet und Smartphone machen 
ortsungebundenes „Mobiles Arbei-
ten“ schon längst technisch möglich. 
Was noch fehlte, war ein fairer dienst-
rechtlicher Rahmen. Den hat die 
younion jetzt mit der Stadt Wien aus-
verhandelt.

Nicht ans Büro gebunden
Mobiles Arbeiten unterscheidet sich 
von der klassischen Telearbeit da-
durch, dass diese Arbeitsform nicht 
ständig, sondern an einzelnen Tagen 
oder stundenweise von der Wohnung 
oder einem anderen Ort aus stattfin-
det. Damit das funktioniert braucht es 
neben dem Vertrauen in die Mitarbei-
terInnen klare Regeln. Unter anderem 
hat die younion Folgendes verhandelt:

•  �Mobiles Arbeiten gibt es nur mit 
Zustimmung der Bediensteten. Es 
besteht kein Rechtsanspruch.

•  �Die IKT-Ausstattung ist grundsätz-
lich von der Dienstgeberin bereit-
zustellen. Mit gesonderter Zustim-
mung der/des Bediensteten sind 
auch private Geräte zulässig.

•  �Bedienstete müssen Wahrung der 
Datensicherheit und Amtsver-
schwiegenheit gewährleisten.

•  �Es gilt der an der Dienststelle gülti-
ge Dienstplan, die höchstzulässige 
tägliche Arbeitszeit beträgt 12 Stun-
den. Die außerbetriebliche Arbeits-
zeit darf max. 60 Prozent betragen.

•  �Bei Aufforderung, während Mobi-
len Arbeitens in die Dienststelle zu 
kommen, wird die Arbeitszeit nicht 
unterbrochen.

• � Mobiles Arbeiten kann von beiden 
Seiten jederzeit ohne Angabe von 
Gründen beendet werden. KollegIn-
nen darf kein Nachteil entstehen.

•  �Ein Unfall im Rahmen von Mobilem 
Arbeiten gilt als Dienstunfall.

•  �Die Personalvertretung muss infor-
miert werden, wenn für Bedienste-
te Mobiles Arbeiten angeordnet/
vereinbart wird. Soll die außer-
betriebliche Arbeitszeit mehr als 
60  Prozent betragen, muss vorher 

die Zustimmung der Personalver-
tretung eingeholt werden.

•  �Die Wirksamkeit setzt mit der Kund-
machung der Bestimmungen ein.

Neue Arbeitsformen entstehen. Aber 
sie brauchen faire Spielregeln.

Wen es betrifft

BeamtInnen und Vertragsbedienstete 
in den Hauptgruppen I bis VI (ausge-
nommen Kollektivverträge).
Weitere Informationen finden Sie in 
der erweiterten digitalen Ausgabe un-
ter www.younion.at/wienpaket
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Wer vor dem 1. Jänner 2018 in den 
Dienst der Stadt Wien getreten 

ist, hatte bisher keine Möglichkeit, in 
das neue Wiener Bedienstetengesetz 
umzusteigen. Die younion forderte 
beharrlich, dass die KollegInnen auf 
eigenen Wunsch umsteigen dürfen. 
Das ist jetzt erreicht.

Wichtige Forderungen sind erfüllt
Schon im Oktober 2019 hatte Bürger-
meister Dr. Michael Ludwig auf der 
Landeskonferenz der younion zwar 
zugesagt, dass ein Umstieg möglich 
sein soll. Aber der weitere Weg dort-
hin war keine gepflasterte Allee. Jetzt 
ist der Umstieg in das neue Wiener 
Bedienstetengesetz endlich gesetzlich 
geregelt.

Zwei Grundbedingungen: Ein Umstieg 
ist nur einmal in Richtung Wiener Be-
dienstetengesetz möglich. Die Dienst-
geberin muss über die individuellen 
Rechtsfolgen und Modalitäten des 
Umstieges schriftlich informieren.

Der Ablauf zum Umstieg:
• � Bedienstete geben der Dienstgebe-

rin schriftlich als Mitteilung den 
gewünschten Umstiegstermin be-
kannt.

• � Falls die Voraussetzungen für den 
Umstieg erfüllt werden, erteilt die 
Dienstgeberin schriftliche Informa-
tion über die neue besoldungsrecht-
liche Stellung und die Modalitäten 
des Umstieges (z. B. Urlaubsaus-
maß, Dienstausbildung ect.).

•  �Das Dienstverhältnis wird aus-
schließlich auf vertraglicher Ba-
sis fortgesetzt (kein Pragmatikum 
mehr!)

Die neue besoldungsrechtliche Stel-

lung ergibt sich aufgrund der Zuord-
nung des Dienstpostens zu einer Be-
rufsfamilie, einer Modellfunktion und 
einer Modellstelle. Die Einreihung 
muss von der Dienstgeberin individu-
ell ermittelt werden.

Berufseinschlägige Tätigkeiten sind 
mit zehn Jahren Anrechnung be-
grenzt. Idente oder gleichwertige Zei-
ten sind voll anzurechnen

Unterfertigt die oder der Bedienste-
te binnen vier Wochen nach Zugang 
der schriftlichen Information die 
Umstiegserklärung, akzeptiert sie/
er vollständig die in der Information 
festgehaltenen Rechtsfolgen. Eine 
Umstiegserklärung kann nicht mehr 
widerrufen werden.

Umstieg ab April 2021
Ein Umstieg und Anträge dazu sind frü-
hestens ab 1.4.2021 möglich. Umstiegs-
termin ist stets nur ein Monatserster. 
Die Wirksamkeit des Umstieges erfolgt 
frühestens mit drittfolgendem Monats-
ersten. Durch den Umstieg könnte sich 
das jährliche Urlaubsausmaß verrin-
gern. 

Wen es betrifft

BeamtInnen und Vertragsbedienstete 
der Hauptgruppen 1 bis 3.
Weitere Informationen finden Sie in 
der erweiterten digitalen Ausgabe un-
ter www.younion.at/wienpaket

Wie versprochen, so gehalten:
Wer will, kann umsteigen
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Erfahrung erhalten
Altersteilzeit wird umgesetzt

Was in vielen Unternehmen schon Realität ist, hat die younion jetzt auch in der  
Bundeshauptstadt Österreichs erfolgreich verhandelt. Die Altersteilzeit wird Realität. 

Sie erleichtert den Wissentransfer.

Bei dieser Neu­
regelung gibt es 
nur Gewinner: Mit 
Zustimmung der 
Arbeitgeberin wird 
mit der Altersteilzeit 
ein gleitender Über­
gang in die Pension 
geschaffen. Die 
ArbeitnehmerInnen 
verlieren dabei weder 
Pensionsbezüge noch 
Ansprüche auf Kran­
kengeld, Abfertigung 
oder Ansprüche aus 
der Arbeitslosenver­
sicherung.

Die Generation der Babyboomer er-
reicht in den nächsten Jahren das 

Pensionsalter. In der Privatwirtschaft 
ist Altersteilzeit ein bewährtes Inst-
rument, um erfahrene KollegInnen 
möglichst lange im Unternehmen zu 
halten und den Wissenstransfer zu 
den jüngeren KollegInnen zu unter-
stützen. 
Bei reduzierter Arbeitszeit übernimmt 
die Dienstgeberin zusätzlich 50% der 
Lohnlücke bis zur ASVG-Höchstbei-
tragsgrundlage. Außerdem werden 
Ansprüche auf Abfertigung, Pension, 
Krankengeld etc. nicht geschmälert. 
Die younion fordert schon jahrelang 
die Einführung von Altersteilzeit für 
alle KollegInnen – nun ist das endlich 
gelungen

Der Weg zur Altersteilzeit
Der Weg zur Altersteilzeit ab 1. Jänner 
2022 führt über einen Antrag für Be-
amtInnen oder eine entsprechende 
Vereinbarung für Vertragsbedienstete 
spätestens drei Monate vor dem ge-
planten Wirksamkeitsbeginn. Dabei 
besteht kein Rechtsanspruch.

Ansuchen kann man frühestens fünf 
Jahre vor dem gesetzlichen Pensions-
alter, das bedeutet:
•  �Beamte (Frauen und Männer) und 

männliche Vertragsbedienstete: 
frühestens mit 60. Lebensjahr, 

•  �Weibliche Vertragsbedienstete ge-
boren bis 1.12.1963 frühestens mit 
55. Lebensjahr, danach ansteigend 
(Geburtsdatum ab 2.6.1968: frühes-
tens 60. Lebensjahr)

Was nicht erlaubt ist
Wichtig sind einige Regeln, an die 
man sich während der Altersteilzeit 
halten muss.
Nicht erlaubt:
•  �erwerbsmäßige Nebenbeschäfti-

gung
• � Mehrdienstleistungen
• � Rahmenzeit für Freijahr oder Frei-

quartal
• � Karenzurlaub

Und den Antrag nicht vergessen
Mit dem Antrag/der Vereinbarung 
auf Altersteilzeit muss gleichzeitig 
ein Antrag auf Ruhestandsversetzung 
(BeamtInnen) bzw. auf einvernehmli-
che Auflösung (vertragliches Dienst-

verhältnis) zum Ende der Altersteil-
zeit gestellt werden.
In den kommenden Jahren treten 
rund 40% der Bediensteten in den 
Ruhestand. Mit dem Modell „Alter-
steilzeit“ wird der wichtige Wissen-
stransfer zu den jüngeren KollegInnen 
unterstützt.

Wen es betrifft

BeamtInnen und Vertragsbedienstete 
in den Hauptgruppen 1 bis 6 (ausge-
nommen Kollektivverträge).
Weitere Informationen finden Sie in 
der erweiterten digitalen Ausgabe un-
ter www.younion.at/wienpaket
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Altersteilzeit:

Wann kann meine Altersteilzeit frühestens beginnen?
Regelpensionsalter Beamte (Frauen und Männer), männliche Vertragsbedienstete

Geburtsdatum Pensionsalter Altersteilzeit frühestens

ab 2.1.1955 65 60

Regelpensionsalter weibliche Vertragsbedienstete

Geburtsdatum Pensionsalter Altersteilzeit frühestens

bis 1.12.1963 60 55

2.12.1963 bis 1.6.1964 60,5 55,5

2.6.1964 bis 1.12.1964 61 56

2.12.1964 bis 1.6.1965 61,5 56,5

2.6.1965 bis 1.12.1965 62 57

2.12.1965 bis 1.6.1966 62,5 57,5

2.6.1966 bis 1.12.1966 63 58

2.12.1966 bis 1.6.1967 63,5 58,5

2.6.1967 bis 1.12.1967 64 59

2.12.1967 bis 1.6.1968 64,5 59,5

ab 2.6.1968 65 60

Wie funktioniert der Lohnausgleich?
vereinbartes

Beschäftigungsausmaß
(bezogen auf 

40-Stunden-Woche)

volle
„Lohnlücke“

Lohnausgleich
(Dienstgeberin

übernimmt 50 %
der Lohnlücke) *)

DienstnehmerIn
erhält brutto

effektiv *)
Anmerkungen

in Stunden in % in % in % in %

24 60 40 20 80 (= 60 + 20)

20 50 50 25 75 (= 50 +25)

16 40 60 30 70 (= 40 +30)

*) bis zur monatlichen ASVG-Höchstbemessungsgrundlage
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Umstieg

Wann kann ich frühestens in das neue Bedienstetengesetz umsteigen?

Mitteilung der/des Bediensteten an
Dienstgeberin, dass Umstieg erwogen wird

(Datum des Einlangens ist maßgeblich)

Ehestmöglicher
Umstiegstermin

Anmerkung

1.4.2021 bis 30.6.2021 01.04.2021
soferne Bedienstete/r

ausdrücklich den 1.4.2021
als Umstiegstermin bestimmt

ab 01.07.2021
drittfolgender Monatserster

(gerechnet vom Einlangen der
Mitteilung)

Bedienstete/r kann auch
einen späteren

Monatsersten bestimmen

Außerdem wichtig

Die verbindliche Umstiegserklärung kann nur binnen vier Wochen (gerechnet ab der schriftlichen Information der Dienstgeberin über 
die Rechtsfolgen) erfolgen.

Das bestehende Dienstverhältnis wird nicht aufgelöst, sondern modifiziert, d. h. als vertragliches Dienstverhältnis nach dem Wiener 
Bedienstetengesetz fortgesetzt.

Durch den Umstieg könnte sich das jährliche Urlaubsausmaß verringern. Allenfalls bestehende, nicht verfallene Alturlaube sowie 
der Jahresurlaub im Umstiegsjahr werden nicht gekürzt. Eine Verringerung des Urlaubsausmaßes wird erst ab dem nächstfolgenden 
Kalenderjahr (gerechnet vom Umstiegsjahr) wirksam. Ausnahme: Der Umstiegszeitpunkt ist der 1. Jänner eines Jahres.

Sonstige zeitabhängige Rechte im Dienstverhältnis bleiben weitgehend erhalten (z. B. Entgeltfortzahlung, jährliches Höchstausmaß 
bei Pflegefreistellung) bzw. werden gesondert geregelt (z. B. Abfertigung alt).

Betrifft Bedienstete mit Anspruch auf Abfertigung „alt“ (Eintritt vor dem 1.1.2005): Die fiktive Abfertigung wird zum Umstiegstermin 
errechnet und bis zum endgültigen Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis valorisiert gespeichert. Ab dem Umstiegstermin leistet die 
Dienstgeberin Beiträge zur MitarbeiterInnenvorsorge-Kasse (Abfertigung „neu“).

Nach dem Umstieg gilt nur mehr das Wiener Bedienstetengesetz

neue Besoldungsstruktur und Gehaltstabellen

längere Vorrückungszeiträume (bis zu 5 Jahre), dadurch flachere Gehaltskurven

funktionsbezogene Entlohnung

im Vergleich zum bisherigen Besoldungssystem nur wenige „Vergütungen“ (statt Nebengebühren)

Umreihungen, Höherreihungen und Rückreihungen sind möglich

Nur vertragliches Dienstverhältnis möglich (kein Pragmatikum)
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Beamtlnnen, Vertragsbedienstete, Lehrlinge: Mehr als 100.000 Personen erhalten 
dank der Wiener MA 2 pünktlich ihre Gehalts- und Pensionsabrechnungen. 

Die Aufgaben sind komplex, der Arbeitsdruck ist hoch.

Zuverlässig unter Druck

Derzeit fühlt es sich 
in der Personalabtei-
lung der Stadt Wien 

manchmal so an, 
als würden 100.000 

Menschen gleichzeitig 
in dieselbe Inten-

sivstation eingeliefert 
werden – und alle 

wollen sofort 
behandelt werden. 

Der Personalstand 
wurde seit mehr als 15 
Jahren nicht adäquat 
an den tatsächlichen 

Bedarf angepasst.

Zentraler interner Personaldienst-
leister der Stadt Wien. Eine trocke-

ne Bezeichnung für den Job der Mitar-
beiterInnen der Magistratsabteilung 
2. Mit aktuellem Stand betreuen sie 
rund 111.700 aktive und pensionierte 
Bedienstete der Stadt Wien. Sie ist für 
deren Bezugsverrechnung zuständig 
und kompetente Ansprechpartnerin 
in sämtlichen individuellen dienst- 

und pensionsrechtlichen Angelegen-
heiten innerhalb des Magistrats und 
des Wiener Gesundheitsverbundes.

Mammutprojekte stehen an
Kernaufgaben sind Gehaltsverrech-
nung, dienstrechtliche Verwaltung 
und Legistik, also die komplizierte Ge-
staltung und Verwaltung von Rechts-
vorschriften. Dafür braucht es hoch-

spezialisierte Fachkräfte – und auf die 
kommen jetzt zusätzliche Mammut-
projekte zu. Beim Umstieg in ein neu-
es Dienstrecht und bei der Altersteil-
zeit sind sämtliche Fälle individuell zu 
beurteilen und abzuarbeiten.

65.000 Akten einzeln zu prüfen
Allein bei der neuerlichen Vordienst-
zeiten-Reparatur aus dem Jahr 2019 
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müssen rund 65.000 (!) Personalak-
ten einzeln geprüft und neu beurteilt 
werden. Ein unglaublicher administ-
rativer Aufwand. 

Und das ist ja nur eine der anstehen-
den Aufgaben. Nicht zuletzt laufen 
„nebenbei“ die monatlichen Gehalts- 
und Pensionsabrechnungen weiter, 
muss jede Änderung eingepflegt wer-
den. Täglich sind zahllose Anfragen 
von Personalstellen und Mitarbeite-
rInnen in den Dienststellen zu bear-
beiten, müssen Anfragen beantwortet, 
Rechtsfragen beurteilt, individuelle 
Berechnungen durchgeführt werden.

Auf Belastbarkeit geeicht
Für die MitarbeiterInnen der MA 2 
ist das freilich keine ungewohnte Si-
tuation. In Sachen Belastbarkeit sind 
sie gründlich geeicht. Seit Jahren jagt 
ein Themenschwerpunkt den ande-
ren und muss neben dem laufenden 
Tagesgeschäft abgewickelt werden. 
Eine kurzer aktueller Auszug aus der 
langen Liste:

•  �Die Dienstrechts- und Besoldungs-
reform der Stadt Wien wurde le-
gistisch entwickelt, die betroffenen 
internen Prozesse fachlich und 
technisch adaptiert. Was anfangs 
nach einer beinahe unlösbaren 
Herkulesaufgabe aussah, ist in ei-
ner gemeinsamen Anstrengung 
gelungen: Alles wurde pünktlich 
umgesetzt.

• � Trotz zahlloser Anfragen und 
dienstrechtlicher Beurteilungen 
aufgrund der Corona-Krise, trotz 

Shut-down und „Homeoffice“ ist 
die kontinuierliche Gehaltsauszah-
lung ohne Verzögerungen gelun-
gen.

Strukturelle Probleme drängen
Allerdings machen den Kolleginnen 
und Kollegen einige strukturelle in-
nere Probleme zu schaffen, die eine 
schnelle Lösung verlangen:  

•  �GehaltsverrechnerIn ist mittler-
weile ein bundesweiter Mangel-
beruf. Nachwuchs wird dringend 
benötigt. In der MA 2 muss man in 
diesem Job gleichzeitig die Aufga-
ben eines/einer Dienst(Pensions-)
rechtsreferentIn erfüllen.

• � Die Altersstruktur gerät zuneh-
mend in Schräglage: Mehr als ein 
Viertel der Belegschaft ist älter als 
55 Jahre. Der Wissenstransfer gerät 
dadurch zunehmend ins Stocken.

Die gewaltigen und immer dynami-
scheren Umwälzungen bringen die 
KollegInnen längst bis an ihre Gren-
zen. Hier müssen zusätzliche Kapazi-
täten geschaffen werden. 

Dringend notwendig ist ein Investie-
ren und Stabilisieren, um den hoch-
spezialisierten Dienstbetrieb auch 
künftig aufrechterhalten zu können. 

Aus gegebenem Anlass daher ein Ap-
pell an die „KundInnen“ der MA 2: 
Auch die KollegInnen hier sind Ge-
werkschaftsmitglieder, die jeden Tag 
ihr Möglichstes tun.
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MEHR 
SPAREN
KÖNNEN WIR UNS 

NICHT LEISTEN.

Gemeinden stärken – Daseinsvorsorge für alle sichern.

Uns alle hat die Coronakrise schwer getroffen. Aber es 
ist auch klar geworden, wie systemrelevant die Arbeit 
unserer KollegInnen bei den Gemeindebediensteten, in 
Kunst, Medien, Sport und freien Berufen ist. Die Folgen 
der Krise dürfen nicht zu Lasten der kritischen Infra-
struktur gehen, denn mehr Sparen können wir uns nicht 
leisten. Weil‘s für uns alle ums Ganze geht. Das gesamte 
Forderungspaket: www.younion.at
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